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Satzung des Vereins „Münchner Arbeitskreis Reserveoffiziere (MAKRO) e.V.“ 

 

§1 Name und Sitz des Vereins 

 

1. Der Verein führt den Namen „Münchner Arbeitskreis Reserveoffiziere (MAKRO) e.V.“ 

2. Der Verein hat seinen Sitz in München. 

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

2. Der Verein fördert die Betreuung von Reserveoffizieren und -anwärtern der deutschen 
Bundeswehr. 

3. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

a) die Kontaktförderung zwischen den Reserveoffizieren, Reserveoffizieranwärtern und 
der Zivilbevölkerung, 

b) Beratung und Hilfen, wenn Soldaten ins Zivilleben wechseln und Reserveoffiziere 
werden, 

c) Weiterbildung der Reserveoffiziere, z.B. durch taktische oder militärische Lehrgänge, 

d) Angebote kultureller und sportlicher Aktivitäten, 

e) Angebote zur Freizeitgestaltung der Reserveoffiziere. 

4. Der Verein ist überparteilich und bekennt sich zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung Deutschlands. 

 

§ 3 Gewinnverwendung 

 

Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel des Vereines dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereines. 

Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßige hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Geschäftsjahr 

 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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§5 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. Durch den Vorstand 
können Ausschüsse für besondere Aufgaben eingesetzt werden. 

 

§6 Mitgliederversammlung 

 

1. Der Mitgliederversammlung steht die Ordnung aller Angelegenheiten des Vereins zu, die 
nicht vom Vorstand zu besorgen sind. 

2. Aufgaben der Mitgliederversammlung sind insbesondere 

a) Satzungsänderungen, 

b) die Auflösung des Vereins, 

c) die Bereitstellung und Abberufung des Vorstandes sowie von zwei Kassenprüfern, 

d) die Entgegennahme der Jahresberichte des Vorstands und der Kassenprüfer, 

e) die Genehmigung des Geschäftsabschlusses für das abgelaufene Geschäftsjahr, 

f) die Entlastung des Vorstandes, 

g) die Feststellung der Mitgliederbeiträge, 

h) der Ausschluss von Mitgliedern. 

 

§ 7 Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens in jedem Kalenderjahr statt. 
Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 
des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben kann per E-Mail 
versandt werden und gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 
Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene E-Mail-Adresse gerichtet ist. Die 
Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

2. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim 
Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Anträge auf 
Ergänzung bekannt zu geben. 

3. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung beschließt die Versammlung. 
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§ 8 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet, welches vorher 
von den anwesenden Vorstandsmitgliedern bestimmt wird. Sollte kein 
Versammlungsleiter bestimmt worden sein, bestimmt die Versammlung den 
Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des 
Wahlganges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen 
werden. 

2. Der Versammlungsleiter bestimmt vor dem Beginn der Mitgliederversammlung einen 
Protokollführer. 

3. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 
geheim durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten 
Mitglieder dies beantragt. 

4. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 sämtlicher 
Mitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit kann der Vorstand nach 30 
Minuten eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung 
einberufen. Diese ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

5. Die Mitglieder fassen Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen bleiben dabei außer Betracht. 
Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Stimmrechtsübertragungen oder 
schriftliche Stimmabgaben durch abwesende Mitglieder und aufgrund von Vollmachten 
sind unzulässig. 

6. Die Mitglieder haben Rechtsgeschäfte, die einen Gesamtwert von 4.000,00 € 
übersteigen, auf Antrag des Vorstandes in einer außerordentlichen oder ordentlichen 
Mitgliederversammlung zu genehmigen. 

7. Satzungsänderungen – mit Ausnahme von Änderungen des Zwecks des Vereins – 
erfolgen mit 2/3-Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Änderungen des 
Zwecks und die Auflösung des Vereins bedürfen einer 3/4-Mehrheit. 

8. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann die vom Vorstand festgelegte 
Tagesordnung geändert und ergänzt werden. 

9. Über jede Mitgliederversammlung ist ein schriftliches Protokoll anzufertigen, das vom 
Protokollführer und dem Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. 

10. Die Mitgliederversammlung kann als hybride oder virtuelle Versammlung gem. § 32 
BGB durchgeführt werden. 
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§ 9 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das 
Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Drittel der Mitglieder dies beim Vorstand 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

Sie kann wie die ordentliche Mitgliederversammlung als hybride oder virtuelle Versammlung 
gem. § 32 BGB durchgeführt werden. 

 

§ 10 Vorstand 

1. Der Vorstand des Vereins besteht mindestens aus drei Mitgliedern. Die 
Mitgliederversammlung kann bis zu drei weitere Mitglieder hinzuwählen. 

2. Alle Vorstandsmitglieder sind gleichermaßen für alle Geschäftsbereiche zuständig und 
gleichberechtigt. Sie vertreten den Verein einzelvertretungsberechtigt nach außen.  

3. Die Vertretungsmacht des Vorstands ist in der Weise beschränkt, dass zu 
Rechtsgeschäften mit einem Gesamtwert von über 4.000,00 € die Zustimmung der 
Mitgliederversammlung eingeholt werden muss. 

 

§ 11 Zuständigkeit des Vorstands 

 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 

a) die Vorbereitung und eigene Einberufung der Mitgliederversammlung sowie 
Aufstellung der Tagesordnung, 

b) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 

c) die Vorbereitung des Haushaltsplans, der Buchführung und der Erstellung des 
Jahresberichts, 

d) die Aufnahme von Mitgliedern. 
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§ 12 Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren, 
gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im 
Amt. 

2. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. 

3. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit der 
Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 

4. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die restliche 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

 

§ 13 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

 

1. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die von einer absoluten Mehrheit des Vorstands 
einberufen werden; die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die 
Einberufungsfrist beträgt 14 Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 
folgenden Tag. Die Sitzungen können in hybrider oder virtueller Form stattfinden. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend 
sind. Für die Beschlussfassung ist eine 2/3 Mehrheit erforderlich. 

3. Vorstandsbeschlüsse können im Umlaufverfahren, auch per Messenger-App, erfolgen. 
Für Abstimmungen im Umlaufverfahren sind mindestens drei volle Werktage Zeit 
anzusetzen. Nicht erfolgte Antworten gelten als Ablehnung. So getroffene Beschlüsse 
sind in das Protokoll der darauffolgenden Sitzung aufzunehmen.  

 

§14 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

1. Als Mitglied des Vereins kann jede natürliche volljährige Person mit gutem Leumund und 
charakterlicher Eignung, die sich zur Satzung des Vereins bekennt, durch 
Vorstandsbeschluss aufgenommen werden 

2. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. 

 

§15 Ehrenmitglieder 

 

Zum Ehrenmitglied kann die Mitgliederversammlung Persönlichkeiten ernennen, die sich 
um den Verein oder die Allgemeinheit hervorragend verdient gemacht haben und die 
Voraussetzungen des § 14 Satz 1 erfüllen. Ehrenmitglieder sind von der 
Vereinsbeitragspflicht befreit. 
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§ 16 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt aus dem Verein. 

1. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstands. 
Der Austritt kann jederzeit zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden. 

2. Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnung mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen im Rückstand ist oder schuldhaft in 
grober Weise die Interessen des Vereins verletzt. 

3. Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung mit 2/3-Mehrheit. Ficht ein 
ausgeschlossenes Mitglied die ergangene Entscheidung an, so ruhen seine 
Mitgliedsrechte bis zur Rechtskraft der Entscheidung staatlicher Gerichte. 

 

§ 17 Mitgliedsbeiträge 

 

1. Bei der Aufnahme in den Verein ist eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Außerdem werden 
von den Mitgliedern Jahresbeiträge erhoben.  

2. Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren und Jahresbeiträgen werden von der 
Mitgliederversammlung festgesetzt. 

3. Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen befreit. 

4. Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren und Beiträge ganz oder teilweise 
erlassen oder stunden. 

 

§ 18 Auflösung des Vereins 

 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zwecke einberufenen 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gültigen Stimmen 
beschlossen werden (§ 8 Abs. 7). 

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Vorstandsmitglieder 
gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke oder der 
Gemeinnützigkeit fällt das Vermögen des Vereins an eine andere steuerbegünstigte 
Körperschaft zwecks Verwendung zur Förderung der Betreuung von Reservisten der 
deutschen Bundeswehr. 

 

§ 19 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung wurde am 28.11.2024 von der Mitgliederversammlung beschlossen und am 
21.01.2025 in das Vereinsregister beim Amtsgericht München eingetragen (VR 207053). 


